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3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist zwischen den Beteiligten die GewÃ¤hrung von Rente wegen voller
Erwerbsminderung statt Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit.

Der im Jahre 1954 geborene KlÃ¤ger ist als Schwerbehinderter mit einem Grad der
Behinderung (GdB) von 60 anerkannt. AuÃ�erdem wurden bei ihm die
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r den Nachteilsausgleich Merkzeichen G
(erhebliche Gehbehinderung) festgestellt. Der KlÃ¤ger ist gelernter Maler und
Lackierer. Er hat in diesem Beruf bis Dezember 2001 gearbeitet. Seit dem
01.09.2006 bezieht er Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit.

Am 12.11.2007 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten Rente wegen voller
Erwerbsminderung.
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Die Beklagte lieÃ� den KlÃ¤ger darauf hin durch C1 sozialmedizinisch begutachten.
In dem Gutachten vom 07.01.2008 werden die folgenden Leiden aufgefÃ¼hrt:

1. NervenschÃ¤digung. 2. Beidseits operativ behandelte Nerveneinengung im
Hohlhandbereich. 3 SchÃ¤digung im Ellenbogengelenksbereich beidseits, beidseits
operativ behandelt mit Restbeschwerden. 4. Bluthochdruck mit vorbeschriebener
hypertensiver Herzerkrankung, Ã�bergewicht, anamnestisch bekannte HarnsÃ¤ure-
Zucker-FettstoffwechselstÃ¶rung, derzeit kompensiert. 5.Seit Januar 2008 bekannte
HochdruckschwerhÃ¶rigkeit, KommunikationsfÃ¤higkeit nicht beeintrÃ¤chtigt,
HÃ¶rgerÃ¤teversorgung geplant.

Zum LeistungsvermÃ¶gen heiÃ�t es, der KlÃ¤ger kÃ¶nne als Maler und Lackierer
dauerhaft nicht mehr eingesetzt werden. KÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten
Ã¼berwiegend im Sitzen, zeitweise im Gehen und zeitweise im Stehen, ohne
besonderen Anforderungen an Gang-und Standsicherheit, ohne hÃ¤ufiges Heben,
BÃ¼cken und Tragen, ohne besondere Anforderungen an das feinmotorische
Geschick der HÃ¤nde, ohne Zwangshaltungen, kÃ¶nne der KlÃ¤ger
witterungsgeschÃ¼tzt noch 6 Stunden und mehr verrichten. Nicht zumutbar seine
Akkordarbeit, Nacht- und Wechselschicht. Die WegefÃ¤higkeit sei gegeben.

Mit Bescheid vom 24.01.2008 lehnte die Beklagte daraufhin den Antrag des
KlÃ¤gers auf Rente wegen voller Erwerbsminderung anstelle der bisher bezogenen
Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung ab. Der KlÃ¤ger sei noch in der Lage, mit
den bei ihm vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen leidensgerechte TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarktes von mindestens 6 Stunden tÃ¤glich unter den
Ã¼blichen Bedingungen zu verrichten.

Gegen den Bescheid legte der KlÃ¤ger am 15.02.2008 Widerspruch ein. Zur
BegrÃ¼ndung lieÃ� der KlÃ¤ger ausfÃ¼hren, es seien Gutachten von Q und von C2
erstellt worden, wonach ein Zusammenhang mit einer LÃ¶sungsmittelbelastung
nicht ausgeschlossen habe werden kÃ¶nnen. In seinem Gutachten vom 05.11.2003
sei C2 zu der Auffassung gelangt, der KlÃ¤ger kÃ¶nne mit seinem Krankheitsbild
seinen Beruf nicht mehr ausÃ¼ben. Der KlÃ¤ger ist der Auffassung, sein
Krankheitsbild habe sich weiter verschlechtert, auch die Agentur fÃ¼r Arbeit und
mehrere Mediziner seien der Auffassung, der KlÃ¤ger sei nicht mehr vermittelbar
und nicht mehr in der Lage, 3 Stunden tÃ¤glich zu arbeiten.

Die Beklagte zog daraufhin einen Befundbericht von Q, Arzt fÃ¼r Nervenheilkunde,
vom 31.10.2008 bei. Im Befundbericht fÃ¼hrte dieser aus, er habe den KlÃ¤ger
letztmalig im September wegen einer Polyneuropathie, Ulnarissyndrom beidseits
und Carpaltunnelsyndrom beidseits behandelt.

Im Weiteren veranlasste die Beklagte eine Begutachtung durch den Arzt fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie X1, der den KlÃ¤ger am 12.01.2009 untersuchte. In
seinem Gutachten nennt X1 die folgenden Diagnosten:

1. Polyneuropathie unklare Genese 2. Operation eines beidseitigen
Carpaltunnelsyndroms 3. Sulcus-Ulnaris-Syndrom beidseits, Zustand nach
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Operation.

Das LeistungsvermÃ¶gen schÃ¤tzt der Gutachter dahingehend ein, dass der
KlÃ¤ger als Maler und Lackierer nicht mehr in der Lage ist, zu arbeiten. Hingegen
kÃ¶nne er noch zumindest leichte, wohl auch leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche
Arbeiten auf dem Allgemeinen Arbeitsmarkt Ã¼berwiegend im Stehen und Gehen
oder stÃ¤ndig im Sitzen ohne besondere Anforderungen an die Arbeitsorganisation
verrichten. Besondere Belastungen durch Heben, Tragen und Bewegen schwerer
Lasten, Zwangshaltungen oder Ã�berkopfarbeiten seien auszuschlieÃ�en. An die
GebrauchsfÃ¤higkeit beider HÃ¤nde dÃ¼rften keine besonderen Anforderungen
gestellt werden. Dies gelte insbesondere hinsichtlich der taktilen FÃ¤higkeiten.
Auch besondere Anforderungen an die Gang- und Standsicherheit dÃ¼rften nicht
abverlangt werden.

Mit Widerspruchsbescheid vom 28.04.2009 wies die Beklagte darauf hin, den
Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Nach den medizinischen Feststellungen
sei eine volle Erwerbsminderung beim KlÃ¤ger zu verneinen, er sei noch unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes 6 Stunden und mehr
tÃ¤glich einsatzfÃ¤hig.

Am 26.05.2009 hat der KlÃ¤ger Klage erhoben.

Der KlÃ¤ger macht geltend, die Begutachtung durch X1 sei wÃ¤hrend des normalen
Praxisbetriebes erfolgt und damit unzureichend. Die kÃ¶rperliche Untersuchung
habe allenfalls 10 Minuten gedauert und sei sehr oberflÃ¤chlich gewesen. Der
KlÃ¤ger lÃ¤sst weiter auf ein Verfahren gegen die Berufsgenossenschaft der
Bauwirtschaft verweisen. Hier sei der KlÃ¤ger durch I im Verfahren S 16 U 229/07
begutachtet worden (Gutachten vom 26.05.2009). AnlÃ¤sslich dieser Begutachtung
sei ihm mitgeteilt worden, er kÃ¶nne mit Sicherheit keine 6 Stunden auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt mehr eine TÃ¤tigkeit verrichten. Ferner lÃ¤sst der
KlÃ¤ger ausfÃ¼hren, der Bericht vom 11.06.2010 Ã¼ber ein stationÃ¤res
Heilverfahren vom 11.05.2010 bis zum 08.06.2010, wonach der KlÃ¤ger noch
leichte TÃ¤tigkeiten mit EinschrÃ¤nkungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt fÃ¼r
6 Stunden und mehr verrichten kÃ¶nne, sei nicht aussagekrÃ¤ftig. In einem
persÃ¶nlichen Schreiben vom 02.07.2010 hat der KlÃ¤ger sowohl den Bericht als
auch das Heilverfahren als solches in Darstellung und Verlauf als teilweise
unzutreffend bzw. ungeeignet kritisiert. Bereits das BerufsfÃ¶rderungswerk
Oberhausen habe im Jahr 2005 den KlÃ¤ger ausdrÃ¼cklich empfohlen, einen
Rentenantrag zu stellen. Jedenfalls habe seinerzeit die ARGE dem KlÃ¤ger
mitgeteilt, er stÃ¼nde fÃ¼r den Arbeitsmarkt nicht mehr zur VerfÃ¼gung.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 24.01.2008 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 28.04.2009 zu verurteilen, ihm nach einem
Leistungsfall vom 12.11.2007 Rente wegen voller Erwerbsminderung statt der
gewÃ¤hrten Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit nach
den gesetzlichen Bestimmungen zu gewÃ¤hren.
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Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Verwaltungsentscheidung nach wie vor fÃ¼r zutreffend.
Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme kÃ¶nne eine quantitative
Leistungsminderung fÃ¼r angepasste TÃ¤tigkeiten beim KlÃ¤ger nicht objektiviert
werden.

Das Gericht hat Befundberichte von den den KlÃ¤ger behandelnden Ã�rzten
eingeholt: X2, Arzt fÃ¼r Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, Befundbericht vom
10.06.2008; Q Arzt fÃ¼r Nervenheilkunde, Befundbericht vom 11.09.2009; C3, Arzt
fÃ¼r OrthopÃ¤die, Befundbericht vom 15.01.2010).

Daraufhin hat der KlÃ¤ger ein von der Beklagten vorgeschlagenes stationÃ¤res
Reha- Verfahren in der Zeit vom 11.05.2010 bis 08.06.2010 in der Klinik b S, C4 P,
durchlaufen. In Entlassungsbericht vom 11.06.2010 heiÃ�t es unter anderem, der
KlÃ¤ger sei noch in der Lage, vollschichtig leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten
zeitweise im Stehen, zeitweise im Gehen, Ã¼berwiegend und stÃ¤ndig im Sitzen
sowohl in Tages- als auch in SpÃ¤t- und Nachtschicht auszuÃ¼ben. Besondere
Anforderungen an die taktilen FÃ¤higkeiten sowie an seine Gang- und
Standsicherheit kÃ¶nnten nicht gestellt werden. Das Heben, Tragen und Bewegen
von grÃ¶Ã�eren Lasten sei ihm ebenso wenig mÃ¶glich, wie Arbeiten auf Leitern
und GerÃ¼sten. TÃ¤tigkeiten in Zwangshaltungen oder TÃ¤tigkeiten, die aufgrund
der KÃ¶rperhaltung dazu geeignet sind, periphere Engpass- Syndrome zu
provozieren, sollten ebenfalls unterbleiben. Unter diesen Bedingungen sei der
KlÃ¤ger noch in der Lage, 6 Stunden und mehr arbeitstÃ¤glich berufstÃ¤tig zu sein.

Das Gericht hat weiter Beweis erhoben durch Einholung eines
SachverstÃ¤ndigengutachtens vom Arzt fÃ¼r OrthopÃ¤die N (Gutachten vom
21.10.2011) und vom Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie G (Gutachten vom
04.10.2011).

In seiner zusammenfassenden Bewertung nennt der SachverstÃ¤ndige N die
folgenden GesundheitsstÃ¶rungen:

1. VerschleiÃ�leiden der HalswirbelsÃ¤ule 2. VerschleiÃ�leiden der
LendenwirbelsÃ¤ule mit pseudoradikulÃ¤ren Schmerzen 3.
Schulterumgebungsreizung beidseits 4. VerschleiÃ�leiden des linken
Ellenbogengelenkes mit endgradiger Bewegungsein-schrÃ¤nkung 5.
VerschleiÃ�leiden des linken Handgelenkes mit Fehlstellung und Bewegungs-
einschrÃ¤nkung nach zweimaliger Handgelenksfraktur 6. Beginnendes
VerschleiÃ�leiden der Fingergelenke beidseits 7. MuskulÃ¤re Schmerzhaftigkeit
beider HÃ¼ftgelenke bei geringer HÃ¼ftdysplasie und coxa valga beidseits 8.
Beginndendes VerschleiÃ�leiden beider Kniegelenke 9. SpreizfuÃ� beidseits mit
VerschleiÃ�leiden des GroÃ�zehengrundgelenkes 10. Ã�bergewicht 11. Small Fiber
Neuropathie bei seit 2006 bekanntem und medikamentÃ¶s behandeltem Diabetes
mellitus 12. Missempfindungen in den Fingern 4 und 5 beider HÃ¤nde nach
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beidseits operativ behandelten Sulcus-Ulnaris-Syndrom 13. Spezifische Phobie im
Sinne einer HÃ¶henangst 14. Agoraphobie.

Das LeistungsvermÃ¶gen wird durch den SachverstÃ¤ndigen N dahingehend
eingeschÃ¤tzt, dass dem KlÃ¤ger noch eine leichte kÃ¶rperliche Arbeit
Ã¼berwiegend Sitzend im Freien unter Witterungsschutz mit entsprechender
Kleidung zugemutet werden kann. An zusÃ¤tzlichen EinschrÃ¤nkungen sei zu
berÃ¼cksichtigen, dass der KlÃ¤ger keine TÃ¤tigkeiten ausÃ¼ben solle, die hÃ¤ufig
verbunden sind mit BÃ¼cken, Knien, Ã¼berwiegend stehende und gehende
TÃ¤tigkeiten sowie in Zwangshaltungen. Auch hÃ¤ufigen Ã�berkopfarbeiten,
TÃ¤tigkeiten auf Leitern oder GerÃ¼sten oder solchen mit besonderen
Anforderungen an die GebrauchsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde sei der KlÃ¤ger nicht mehr
gewachsen. ZusÃ¤tzliche Pausen benÃ¶tige der KlÃ¤ger nicht. Wesentliche
EinschrÃ¤nkungen fÃ¼r das geistige LeistungsvermÃ¶gen lieÃ�en sich nicht
feststellen. Unter Beachtung der EinschrÃ¤nkungen kÃ¶nne der KlÃ¤ger noch
mindestens 6 Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein. Eine rentenrelevante
EinschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit sei nicht gegeben.

Wegen der weiteren Einzelheiten hinsichtlich der Befunderhebung, der Diagnostik
und Beurteilung wird auf den Inhalt der SachverstÃ¤ndigengutachten, die den
Beteiligten in Kopie Ã¼bermittelt worden sind, verwiesen.

Wegen der weiteren Einzelheiten hinsichtlich des Sach- und Streitstandes wird auf
den Inhalt der Gerichtsakte, der Prozessakte S 3 (31) SB 449/05 den beigezogenen
Unterlagen aus dem Verfahren S 16 U 229/07 sowie der Verwaltungsakte der
Beklagten Ã¼ber den KlÃ¤ger, die Vorgelegen hat und Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist, vollinhaltlich verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet.

Zur Ã�berzeugung der Kammer ist ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Rente wegen
voller Erwerbsminderung gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche Rentenversicherung â�� (SGB VI) nicht gegeben.
Der angegriffene Bescheid der Beklagten vom 24.01.2008 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 28.04.2009 ist nicht rechtswidrig und verletzt den
KlÃ¤ger daher nicht in seinen Rechten gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 2 Satz 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG). GemÃ¤Ã�Â§ 43 Abs. 1, 2 SGB VI haben Versicherte bis
zur Vollendung des 65. Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen teilweiser bzw.
voller Erwerbsminderung, wenn Sie 1. teilweise bzw. voll erwerbsgemindert sind, 2.
in den letzten 5 Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung 3 Jahre PflichtbeitrÃ¤ge
fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben, 3. vor Eintritt der
Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben. Teilweise bzw. voll
erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf
nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 6 bzw. 3 Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig
zu ein. Erwerbsgemindert ist gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 3 SGB VI nicht,, wer unter den
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Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 6 Stunden
tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen.

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme ist nach Auffassung der Kammer
festzustellen, dass das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers zwar eingeschrÃ¤nkt ist,
er ist jedoch noch in der Lage, leidensgerechte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes fÃ¼r wenigstens 6 Stunden arbeitstÃ¤glich zu erbringen. Der
KlÃ¤ger leidet an den oben im Tatbestand genannten GesundheitsstÃ¶rungen, wie
sie die gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen N und G in ihren
SachverstÃ¤ndigengutachten dargelegt haben und auf die hier zur Vermeidung von
Wiederholungen verwiesen wird. Nach EinschÃ¤tzung der SachverstÃ¤ndigen sind
bei einer etwaigen BerufstÃ¤tigkeit zusÃ¤tzliche EinschrÃ¤nkungen, die ebenfalls
im Tatbestand beschrieben worden sind, zu berÃ¼cksichtigen. Unter Beachtung
dieser EinschrÃ¤nkungen ist es jedoch dem KlÃ¤ger noch mÃ¶glich, entsprechende
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes fÃ¼r wenigstens 6 Stunden
arbeitstÃ¤glich zu erbringen. Die Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens durch die
SachverstÃ¤ndigen entspricht im Wesentlichen den vorangegangenen
sozialmedizinischen EinschÃ¤tzungen, insbesondere im
Heilverfahrensentlassungsbericht vom 11.06.2010 als auch in den Gutachten von
C1 vom 07.01.2008 und X1 vom 14.01.2009.

Das Gericht hat, nachdem der KlÃ¤ger EinwÃ¤nde gegen die AusfÃ¼hrungen im
Entlassungsbericht vom 11.06.2010 vorgebracht hat, die PlausibilitÃ¤t dieser
sozialmedizinischen Aussage durch die Einholung von den
SachverstÃ¤ndigengutachten von N und G Ã¼berprÃ¼fen lassen. Die von den
SachverstÃ¤ndigen getroffenen Feststellungen zum Gesundheitszustand und zum
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers im Erwerbsleben sind fÃ¼r die Kammer
schlÃ¼ssig und Ã¼berzeugend begrÃ¼ndet. Die Gutachten sind nach eingehender
Untersuchung des KlÃ¤gers erstattet worden. Fehler und UnvollstÃ¤ndigkeit in der
Diagnosestellung sind fÃ¼r die Kammer nicht erkennbar. Die aktenkundigen
Vorbefunde sind von den SachverstÃ¤ndigen berÃ¼cksichtigt worden. Zu dem
handelt es sich bei den SachverstÃ¤ndigen um Ã�rzte, die sich durch besondere
Erfahrung gerade bei der Beurteilung der Erwerbsminderung auszeichnen. Die
Kammer hat damit keine Bedenken, sich der Beurteilung der gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen anzuschlieÃ�en und die Gutachten zur Grundlage ihrer
Entscheidung zu machen. Mit dem verbliebenen RestleistungsvermÃ¶gen ist der
KlÃ¤ger zur Ã�berzeugung der Kammer noch in der Lage, jedenfalls leichteste
Arbeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes fÃ¼r wenigstens 6 Stunden zumutbar
unter Beachtung der weiteren EinschrÃ¤nkungen, wie sie im Tatbestand dargelegt
worden sind, zu verrichten.

Der KlÃ¤ger ist auch nicht daran gehindert, entsprechende Arbeitsstellen zu
erreichen. Er ist noch in der Lage, bis zu 4 mal arbeitstÃ¤glich eine Wegstrecke von
Ã¼ber 500 Metern zurÃ¼ckzulegen. Auch kann er Ã¶ffentliche Verkehrsmittel
benutzen.

Auch wenn mit Blick auf eine angespannte Arbeitsmarktsituation dem KlÃ¤ger keine
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entsprechenden Arbeitsstellen angeboten werden kÃ¶nnen, weil diese bereits durch
leistungsgeminderte Arbeitnehmer besetzt sind, ist dies fÃ¼r die Frage der vollen
Erwerbsminderung ohne Belang, da die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen ist.

Die Klage des KlÃ¤gers auf Rente wegen voller Erwerbsminderung statt der
gewÃ¤hrten Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit
konnte nach allem keinen Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 25.05.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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